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Sehr geehrte Damen und Herren,

ein Blick in die Presse zeigt: Bitcoins & Co. sind längst den Randnotizen auf den Wirtschafts- 
und Finanzseiten entwachsen. Anfangs mit ihren enormen Kurssteigerungen, nunmehr enor-
men Kursschwankungen haben Investoren Kryptowährungen immer mehr im Blick. Auch als 
digitales Zahlungsmittel werden sie zunehmend beliebter. Kurzum, virtuelle Währungen sind 
in aller Munde. Allerdings nicht nur bei den Steuerpflichtigen. Auch die Finanzverwaltung disku-
tiert, wie deren Kursgewinne und -verluste zu erfassen sind bzw. überhaupt erfasst werden 
können.

Vereinfacht werden virtuelle Währungen für steuerliche Zwecke wie Fremdwährungen behan-
delt. Dem Grunde nach macht es keinen Unterschied, ob mit US-Dollar oder Bitcoin gehandelt 
oder bezahlt wird. 

Handelt ein Privatanleger mit Bitcoins & Co. oder nutzt sie als Zahlungsmittel, sind Kursgewinne 
nach einer Haltedauer von einem Jahr steuerfrei. Innerhalb der Jahresfrist unterliegen Gewinne 
als private Veräußerungsgeschäfte der Einkommensteuer und Verluste können nur mit Gewinnen 
aus anderen privaten Veräußerungsgeschäften verrechnet werden. Voraussetzung hierfür ist, 
dass der Bitcoin zuvor angeschafft worden ist. Hier liegt ein wesentlicher Unterschied zum 
Handel mit Fremdwährungen. Ein US-Dollar wird allein durch die US-Notenbank herausgege-
ben, kann mithin vom Anleger nur angeschafft werden. Anders bei Bitcoins. Hier können Anle-
ger durch sog. „Mining“ die Währung selbst herstellen. Gleichwohl ist die Tätigkeit als „private 
Notenbank“ nicht steuerfrei, sondern unterliegt als sonstige Leistung oder als gewerbliche Tätig-
keit der Einkommensteuer und zwar auch dann, wenn die Bitcoins mehr als ein Jahr gehalten 
werden. 

Einfacher ist es bei einem Anleger im Betriebsvermögen. Kursgewinne unterliegen stets der 
Besteuerung bzw. Verluste sind grundsätzlich frei verrechenbar.

Soweit die Frage nach den Besteuerungsfolgen geklärt scheint, fällt die Antwort auf die Frage, 
wie die Finanzämter die Besteuerung tatsächlich vollziehen, ungleich schwerer. Zwar wird in 
der Blockchain jeder Handel eines Bitcoins protokolliert. Gehandelt wird jedoch nicht über Banken, 
sondern vorwiegend über virtuelle Anbieter mit Sitz im Ausland. Für das Finanzamt ist es daher 
kaum möglich, die vom Steuerpflichtigen gemachten Angaben zu überprüfen. Bei der früheren 
Spekulationssteuer führte solch ein strukturelles Vollzugsdefizit zur Verfassungswidrigkeit und 
u.a. zur Einführung der Abgeltungsteuer. 

Mit freundlichen Grüßen

Marvin Feldmann 
Prokurist und Gesellschafter bei DORNBACH
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Beitragserstattungen  
durch berufsständische  
Versorgungseinrichtungen 
sind steuerfrei

Beitragserstattungen durch berufsstän-
dische Versorgungswerke sind unter 
bestimmten Voraussetzungen steu-
erfrei (§ 3 Nr. 3 Buchst. c EStG). 
Nach Auffassung der Finanzverwal-
tung gilt das aber nur, wenn nach 
dem Ende der Beitragspflicht eine 
Wartezeit von 24 Monaten eingehal-
ten wird (BMF, Schr. v. 19.08.2013, IV 
C 3 – S 2221/12/10010:004, Rz. 205, 
BStBl 2013 I, S. 1087). Dementspre-
chend unterwarf das Finanzamt die 

vom Versorgungswerk erstatteten 
Pflichtbeiträge eines Rechtsanwalts, 
der in das Beamtenverhältnis über-
nommen wurde, als Leibrente der Ein- 
kommensteuer (§ 22 Nr. 1 Satz 3 EStG).

Dem widersprach der Bundesfinanz-
hof (BFH, Urt. v. 10.10.2017, X R 
3/17, BFH/NV 2018, S. 485). Die 
Fristenregelung der Finanzverwal-
tung entspricht nicht dem Grundsatz 
der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
und ist daher nicht verbindlich. Die 
Beitragserstattungen waren also un-
abhängig von einer Frist steuerfrei. 

Zahlung eines Vorschusses 
steht Tarifermäßigung für 
außerordentliche Einkünfte 
nicht entgegen

Außerordentliche Einkünfte, z. B. 
Entschädigungen als Ersatz für ent-
gangene oder entgehende Einnah-
men, werden mittels der sog. Fünf-
telregelung ermäßigt besteuert. Die 
Tarifermäßigung soll die außerge-
wöhnliche Progressionsbelastung ab- 
mildern, die dadurch entsteht, dass 
dem Steuerpflichtigen Einkünfte, wie 
beispielsweise bei einer Entschädi-
gung, in einem Veranlagungszeitraum 
zusammengeballt zufließen.

Termine Juni 2018 Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern 
und Sozialabgaben fällig werden:

1        Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Mo- 
nats (auf elektronischem Weg) ab-
gegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzei-
tig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt.

2        Bei Zahlung durch Scheck ist zu be- 
achten, dass die Zahlung erst drei 

Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugser-
mächtigung erteilt werden.

3    Für den abgelaufenen Monat.

4        Für den abgelaufenen Monat, bei 
Dauerfristverlängerung für den vor-
letzten Monat.

5        Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats vorgezogen 
worden. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Last-
schriftverfahren. Bei allen Kranken-

kassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.06.2018) an die jeweilige Ein-
zugsstelle übermittelt werden. Regi-
onale Besonderheiten bzgl. der  
Fälligkeiten sind zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn 
Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt wer-
den. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
Überweisung1  Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag3

11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag

11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018

Körperschaftsteuer,  
Solidaritätszuschlag

11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018

Umsatzsteuer4 11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018
Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen.

Sozialversicherung5 27.06.2018 entfällt entfällt

Diese Informationen und weitere Beiträge finden Sie auf unserer Website.
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Der Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
11.10.2017, IX R 11/17, BFH/NV 
2018, S. 360) hatte den Fall eines 
Fahrradfahrers zu entscheiden, der 
1993 bei einem Verkehrsunfall schwer 
verletzt wurde und seitdem schwer-
behindert ist. Er erhielt von der geg-
nerischen Versicherung im Jahr 
2006 Zahlungen i. H. v. 25.000 €. 
Nach einem gerichtlichen Vergleich 
von Juli 2012 hatte er überdies ab 
September 2008 Anspruch auf regel-
mäßige monatliche Zahlungen. Des-
halb zahlte die Versicherung im No-
vember 2012 55.000 € an den Fahr- 
radfahrer, wobei sie – wie im Ver-
gleich vereinbart – schon einen Vor-
schuss aus Februar 2012 i. H. v. 
10.000 € abgezogen hatte.

Das Finanzamt hatte eine ermäßigte 
Besteuerung der insgesamt 65.000 € 
in 2012 abgelehnt, weil es an einer 
Zusammenballung der Einkünfte fehle. 
Der Bundesfinanzhof stellte jedoch 
klar, dass der zu verrechnende Vor-
schuss nur eine Zahlungsmodalität 
und damit unschädlich für die Vor-
aussetzung der Zusammenballung 
ist. Ebenfalls unschädlich sind die 
bereits in 2006 geleisteten Zahlun-
gen, da es sich hierbei um eine 
selbstständig zu beurteilende Ent-
schädigung handelt.

Aufteilung des Kaufpreises 
auf Grundstück und  
Gebäude regelmäßig nach 
Sachwertverfahren

Wird ein bebautes Grundstück ge-
kauft, ist der Kaufpreis auf die antei-
ligen Werte des Grund und Bodens 
und des Gebäudes aufzuteilen, weil die 
Gebäudeabschreibung nur für die auf 
das Gebäude entfallenden Anschaf-
fungskosten geltend gemacht werden 
kann. Die anteiligen Werte können 
nach der Immobilienwertermittlungs-
verordnung ermittelt werden. Diese 
kennt drei Bewertungsverfahren: Ver-
gleichswert, Ertragswert und Sachwert.

Der Bundesfinanzhof (BFH, Beschl. 
v. 27.11.2017, IX B 144/16, BFH/NV 

2018, S. 218) favorisiert die Auftei-
lung nach dem Sachwertverfahren. 
Nur bei Grundstücken, die Gewerbe- 
und Wohnzwecken dienen, kann im 
Einzelfall ausnahmsweise auch das 
Ertragswertverfahren angewendet wer-
den, wenn es die tatsächlichen Wert-
verhältnisse besser abbildet.

Tipp: Ist der Kaufpreis bereits im 
Kaufvertrag aufgeteilt, muss das Fi-
nanzamt dies akzeptieren, wenn die 
Aufteilung grundsätzlich den realen 
Wertverhältnissen entspricht und wirt-
schaftlich haltbar erscheint (BFH, 
Urt. v. 16.09.2015, IX R 12/14, BStBl 
2016 II, S. 397).

Berücksichtigung einer  
zukünftigen Steuer- 
belastung bei den Wert- 
feststellungen für Zwecke 
der Erbschaftsteuer

Die zukünftige ertragsteuerliche Be-
lastung aufgrund einer im Bewer-
tungszeitpunkt nur beabsichtigten, 
aber noch nicht beschlossenen Li-
quidation einer Kapitalgesellschaft 
ist bei der Ermittlung des Substanz-
werts nicht wertmindernd zu berück-
sichtigen.

Der Unternehmensgegenstand einer 
GmbH waren der Erwerb, die Ver-
waltung, die Veräußerung von Grund-
stücken und die Erstellung von  
Wohnungen. Als deren Alleingesell- 
schafterin verstarb, ging ihr Anteil auf 
den bisherigen Mitgeschäftsführer 
über. Bereits lange vor dem Tod gab 
es keinen operativen Geschäftsbe-
trieb mehr. Zwei Jahre nach dem Tod 
beschloss der neue Alleingesellschaf-
ter die Liquidation. Die in diesem Zu-
sammenhang anfallenden Steuern 
wollte er aufgrund der bereits beab-
sichtigten Liquidation daher bei der 
Feststellung des Werts der Anteile  
an der GmbH im Zeitpunkt der Erb-
schaft wertmindernd berücksichti-
gen.

Dies lehnte der Bundesfinanzhof 
(BFH, Urt. v. 27.09.2017, II R 15/15, 

BFH/NV 2018, S. 469) ab. Steuern, 
die aufgrund einer Liquidation und 
der damit zusammenhängenden 
Aufdeckung stiller Reserven entste-
hen könnten, sind weder als Ver-
bindlichkeiten noch als Rückstellun-
gen in der Steuerbilanz auszuweisen. 
Die Steuern sind zu diesem Zeit-
punkt noch nicht entstanden. Auch 
ist ihr Entstehen nicht überwiegend 
wahrscheinlich, da sich bei einer le-
diglich beabsichtigten Liquidation 
nicht absehen lässt, ob, wann und in 
welcher Höhe es zu einer tatsächli-
chen steuerlichen Belastung kom-
men wird.

Korrespondierende  
Bilanzierung bei Rückstellung 
für die Erstellung des  
Jahresabschlusses durch  
den Gesellschafter

Zu den Einkünften aus Gewerbebe-
trieb gehören neben den Gewinnan-
teilen des Gesellschafters einer Per-
sonengesellschaft auch seine Ver- 
gütungen für Tätigkeiten im Dienst der 
Gesellschaft (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Satz 1 EStG). Unbeachtlich ist, ob die 
Leistung auf einer zivilrechtlichen 
oder schuldrechtlichen Grundlage 
beruht.

Es ist das steuerliche Ziel, den Ge-
winn eines Mitunternehmers demje-
nigen eines Einzelunternehmers an-
zugleichen. Aus diesem Grund sind 
Tätigkeitsvergütungen für die Arbeits-
leistung eines Mitunternehmers kein 
Arbeitslohn, sondern sie erhöhen 
seinen Anteil am Gewinn der Gesell-
schaft (sog. Gewinnvorab).

Daher ist der gewinnmindernd in der 
Gesamthandsbilanz gebildeten Rück- 
stellung für Tätigkeiten des Gesell-
schafters, wie die Erstellung des 
Jahresabschlusses, eine korrespon-
dierende Forderung in seiner Son-
derbilanz gegenüberzustellen. Es ist 
bedeutungslos, ob die Vergütung 
dem Gesellschafter zufließt oder bi-
lanzrechtlich zu erfassen ist. Aus-
schlaggebend ist, dass die Aufwen-
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dungen einem Auftrags- oder Dienst- 
verhältnis zuzuordnen sind (BFH, 
Urt. v. 21.12.2017, IV R 44/14, BFH/
NV 2018, S. 407).

Bilanzierung unter  
Beachtung ausländischen 
Rechts

Eine deutsche Fondsgesellschaft 
produzierte einen Spielfilm, für den sie 
einem Vertriebsunternehmen die welt- 
weiten Verwertungsrechte einräumte. 
Der Vertrag unterlag dem Recht des 
US-Bundesstaats Kalifornien. Das 
Vertriebsunternehmen hatte fixe jähr- 
liche Lizenzzahlungen und variable, 
umsatzabhängige Zahlungen sowie 
eine Schlusszahlung zu leisten. 
Letztere erhielt das Unternehmen in-
folge der Nichtausübung einer ein-
geräumten Kaufoption.

Es gab Streit bezüglich der Zurech-
nung des wirtschaftlichen Eigentums 
am Filmurheberrecht. Das Finanzge-
richt legte den Vertrag entsprechend 
der Rechtsprechung des Bundes- 
finanzhofs aus. Danach lag ein Li-
zenzvertrag vor. Es rechnete das 
wirtschaftliche Eigentum dem Ver-
triebsunternehmen zu. Die Schluss-
zahlung war somit zu aktivieren und 
als Entgelt für die Überlassung der 
Verwertungsrechte gleichmäßig über 
die Laufzeit des Lizenzvertrags zu 
verteilen.

Das entspricht zwar dem geltenden 
deutschen Recht. Doch der Bundes-
finanzhof (BFH, Urt. v. 07.12.2017, 
IV R 23/14, BFH/NV 2018, S. 505) 
hat entschieden, dass der Vertrag nach 
kalifornischem Recht auszulegen und 
dabei die Anwendung der ausländi-
schen Rechtsnormen in der Praxis 
zu ermitteln ist. Nur wenn die im Ver-
trag verwendeten Begriffe nach dem 
für den Vertrag geltenden ausländi-
schen Recht die gleiche Bedeutung 
wie im deutschen Recht haben, kann 
die Rechtsprechung des Bundes- 
finanzhofs direkt angewendet wer-
den.

Keine Pflicht zur Vergabe 
lückenlos fortlaufender 
Rechnungsnummern bei 
Einnahmenüberschuss-
rechnung

Für Unternehmer, die ihren Gewinn 
zulässigerweise durch Einnahmen-
überschussrechnung ermitteln, besteht 
keine Pflicht zur Vergabe numerisch 
fortlaufender Rechnungsnummern.

So entschied es das Finanzgericht 
Köln (FG Köln, Urt. v. 07.12.2017, 15 K 
1122/16, EFG 2018, S. 375) im Fall 
eines Unternehmers, der über das 
Internet Veranstaltungen und Reisen 
anbot. Die Kunden erhielten nach der 
Buchung eine automatisiert erzeugte 
Buchungsbestätigung und Rechnung. 
Die dort ausgewiesene Buchungs-
nummer war eine computergestützt 
generierte Kombination aus Veran-
staltungsnummer, Geburtsdatum des 
Kunden und Rechnungsdatum. Die 
Buchungsnummer war damit eindeutig 
und einmalig, jedoch bezogen auf die 
vorhergehende Rechnung keine fort-
laufende Zahlenangabe.

Das Finanzgericht Köln urteilte, dass 
es für die Vergabe einer lückenlos 
fortlaufenden Rechnungsnummer kei-
ne Rechtsgrundlage gibt. Insbeson-
dere die Regelung des Umsatzsteuer- 
gesetzes, wonach eine Rechnung eine 
fortlaufende und einmalige Rech-
nungsnummer enthalten muss, greift 
nur zum Zwecke der Kontrolle des 
Vorsteuerabzugs (§ 14 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 4 UStG).

Hinweis: Dieses Urteil ist kein Frei-
brief. Im konkreten Fall waren die Auf- 
zeichnungen geordnet und vollständig. 
Es gab keine Anhaltspunkte für nicht 
oder falsch erfasste Betriebseinnah-
men, fehlende Rechnungsstellung oder 
Fehler bei den Buchungsnummern. 
Nutzt ein Unternehmer bei der Vergabe 
von Rechnungsnummern ein System, 
aus dem sich eine lückenlose Abfolge 
von Nummern ergeben müsste, führen 
fehlende Rechnungsnummern zu einem 
formellen Mangel der Buchführung.

Einkünfte aus einem  
ruhenden Gewerbebetrieb 
stellen grundsätzlich  
gewerbliche Einkünfte dar

Ist die Tätigkeit einer Kommandit-
gesellschaft den Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung zuzuord-
nen, sind die daraus resultierenden 
Einnahmen dennoch als gewerbliche 
Einkünfte zu qualifizieren, wenn die 
vermietete Immobilie dem Betriebs-
vermögen eines Gewerbebetriebs zu-
zuordnen ist. Denn ist dieser Gewer-
bebetrieb (noch) nicht aufgegeben, 
sondern nur unterbrochen, gehören 
die Einkünfte auf Grundlage dieses 
ruhenden Gewerbebetriebs dennoch 
zu den gewerblichen Einkünften.

Von einer Betriebsaufgabe ist nur dann 
auszugehen, wenn die bisher ausge-
übte Tätigkeit aufgrund eines ein-
deutigen Entschlusses des Unter-
nehmens, den Betrieb aufzugeben, 
endgültig eingestellt wird. Stellt das 
Unternehmen nur seine werbende 
gewerbliche Tätigkeit ein, führt das 
nicht zwangsläufig zu einer Betriebs-
aufgabe. Die Einstellung ist als Be-
triebsunterbrechung zu sehen und es 
ist von einem Fortbestand des Betriebs 
auszugehen (BFH, Urt. v. 09.11.2017, 
IV R 37/14, BFH/NV 2018, S. 367).

Betriebsausgabenabzug 
nur für betriebsbezogene 
Grundschuldbelastungen

Nur durch den Betrieb veranlasste 
Aufwendungen sind als Betriebs- 
ausgaben abzugsfähig. Aus diesem 
Grund kann eine eingeräumte Sicher- 
heit für fremde Verbindlichkeiten ohne 
Bezug zum Betrieb nicht zu abzugs-
fähigen Betriebsausgaben führen. 
Dies gilt auch für die Einräumung 
von und Folgebelastungen durch 
Grundschuldbestellungen für Gesell-
schaften im Konzernverbund ohne 
geschäftliche Beziehung zueinander.

Diese Beurteilung des Bundesfinanz-
hofs (BFH, Urt. v. 30.11.2017, IV R 
22/15, BFH/NV 2018, S. 335) hatte 
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schwerwiegende Folgen für das dem 
Konzern E angehörende Unternehmen 
A. Es verpachtete dem zum Kon-
zernverbund gehörenden Unterneh-
men B ein Grundstück. Außerdem ließ 
es die Eintragung einer Grundschuld 
an diesem Grundstück für eine Bank 
zu, die dem Konzernunternehmen C 
Kredite gewährt hatte.

Der Konzern geriet in die Insolvenz. 
Daraufhin beantragte die Bank aus 
der Grundschuld die Zwangsverwal-
tung für das Grundstück des A. Dem-
zufolge wurden die Mieteinnahmen 
des A aus der Grundstücksvermie-
tung an B unmittelbar an die Bank 
ausgezahlt. Aus diesem Grund er-
fasste A in seiner Buchhaltung keine 
Mieteinnahmen.

Nach Auffassung des Gerichts wa-
ren die Mieteinnahmen des A als Be-
triebseinnahmen zu erfassen. Die 
Auskehrung der Mieten an den 
Grundpfandgläubiger ist als Entnah-
me zu behandeln. Ein Betriebsaus-
gabenabzug für die an die Bank aus-
gezahlten Mieten hätte sich nur 
ergeben können, wenn die Einräu-
mung oder Abtretung der Grund-
schuld durch den Betrieb des A ver-
anlasst gewesen wäre.

Zuordnung einer teilweise 
betrieblich genutzten  
Doppelgarage zum gewill-
kürten Betriebsvermögen

Bei der Zuordnung zum Betriebsver-
mögen ist bei selbstständigen Gebäu-
deteilen auf den Raum als Ganzes 
abzustellen.

Ein Einzelunternehmer, der seinen 
Gewinn durch Bestandsvergleich er-
mittelte, nutzte die Hälfte der zu seinem 
eigengenutzten Einfamilienhaus ge-
hörenden Doppelgarage für seinen 
Betriebs-Pkw. Das Finanzamt ging 
hier von notwendigem Betriebsver-
mögen aus und erfasste nach einer 
Betriebsprüfung einen Entnahmege-
winn, nachdem der Betriebsinhaber 
das Einfamilienhaus auf seine Ehe-
frau übertragen hatte.

Der Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
10.10.2017, X R 1/16, BFH/NV 2018, 
S. 374) teilt diese Auffassung nicht. 
Wird ein einheitliches Gebäude teils 
eigenbetrieblich, teils fremdgewerblich, 
teils durch Vermietung zu fremden 
Wohnzwecken oder teils zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt, bilden die 
verschiedenen Gebäudeteile bilanz-
steuerrechtlich jeweils selbstständige 
Wirtschaftsgüter und sind somit auch 
gesondert zu behandeln. Bei betrieb-
lich oder teilweise betrieblich genutz-
ten Gebäudeteilen kann es sich um 
notwendiges oder gewillkürtes Be-
triebsvermögen handeln. Die Zuord-
nung kommt jedoch nur für ganze 
Räume in Betracht.

Da höchstens die Hälfte der Doppel-
garage betrieblich genutzt wurde, lag 
kein notwendiges Betriebsvermögen 
vor. Für eine Zuordnung zum gewill-
kürten Betriebsvermögen fehlte es an 
der erforderlichen eindeutigen be-
trieblichen Widmung.

Mittelbare Anteils- 
vereinigung auch bei  
zwischengeschalteter 
Personengesellschaft

Der Erwerb von Anteilen einer über 
Grundbesitz verfügenden Gesellschaft 
kann der Grunderwerbsteuer unter-
liegen. Voraussetzung ist, dass sich 
durch die Übertragung unmittelbar 
oder mittelbar mindestens 95 % der 
Gesellschaftsanteile in der Hand des 
Erwerbers vereinigen.

Ein unmittelbarer Anteilserwerb be-
ruht auf dem zivilrechtlich wirksam 
abgeschlossenen Übertragungsver-
trag. Beim mittelbaren Erwerb von 
Gesellschaftsanteilen eines Unter-
nehmens mit Grundstückseigentum 
scheidet die Anknüpfung an das Zivil-
recht aus. In diesem Fall kommt es 
auf die rechtlich begründete Möglich-
keit des Erwerbers an, direkt oder 
indirekt seinen Einfluss auf die über 
Grundbesitz verfügende Gesellschaft 
ausüben zu können. Bei einer zwischen- 
geschalteten Personen- wie auch  

Kapitalgesellschaft ist hierfür die Be-
teiligung am Gesellschaftskapital 
maßgebend.

Sind dem Erwerber nach einem An-
teilserwerb mindestens 95 % der Be-
teiligung am Gesellschaftskapital ei-
ner zwischengeschalteten Personen- 
gesellschaft zuzurechnen, sind auch 
die unmittelbaren und mittelbaren 
Beteiligungen der Personengesell-
schaft an den grundbesitzenden Ge-
sellschaften dem Anteilserwerber 
mittelbar zuzurechnen (BFH, Urt. v. 
27.09.2017, II R 41/15, BFH/NV 2018, 
S. 393).

Als Werbungskosten  
abzugsfähige Schuldzinsen 
bei Umschuldung eines 
Fremdwährungsdarlehns 
mit Verlust

Entsteht bei der Umschuldung eines 
zum Erwerb einer selbst genutzten 
Wohnung aufgenommenen Fremd-
währungsdarlehns ein Verlust, sind 
bei einer späteren Vermietung dieser 
Wohnung auch nur die Schuldzinsen 
für den Teil des Darlehns abziehbar, 
der den ursprünglichen Anschaffungs-
kosten der Wohnung entspricht.

Die Erwerber einer Eigentumswoh-
nung finanzierten die Anschaffungs-
kosten mit einem Fremdwährungs-
darlehn in Schweizer Franken. Der 
ursprüngliche Darlehnsbetrag im 
Wert von 105.000 € entsprach den 
Anschaffungskosten. Aufgrund der 
Kursentwicklung des Schweizer Fran-
ken zum Euro erhöhte sich die Dar-
lehnsschuld auf ca. 139.000 €. Dieses 
Darlehn wurde mit einem Bauspar-
kredit in gleicher Höhe abgelöst und 
die Eigentumswohnung nachfolgend 
vermietet. Die Eigentümer machten 
die Zinsen für das Bauspardarlehn in 
voller Höhe als Werbungskosten gel-
tend. Dem ist das Finanzamt nicht 
gefolgt. Es berücksichtigte nur die 
anteiligen Zinsen für das Darlehn, 
soweit sie auf die ursprünglichen An-
schaffungskosten von 105.000 € ent-
fielen.
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Das Finanzgericht Münster (FG 
Münster, Urt. v. 26.09.2017, 12 K 
1832/16, (Rev. eingel., Az. BFH: IX R 
36/17), EFG 2018, S. 211) teilte die 
Auffassung des Finanzamts.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Vorerbschaft unterliegt 
auch bei Verfügungs- 
beschränkungen in voller 
Höhe der Erbschaftsteuer

In einem vom Finanzgericht Köln 
(FG Köln, Urt. v. 29.06.2017, 7 K 
2587/15, (Rev. eingel., Az. BFH: II R 
39/17), EFG 2017, S. 1676) entschie-
denen Fall war die auf Sozialhilfe an-
gewiesene Lebensgefährtin des Erb-
lassers Vorerbin eines Vermögens 
von 360.000 €. Nacherbe sollte u. a. 
ein gemeinnütziger Verein sein. Um 
den Sozialhilfeträger vom Zugriff auf 
die Erbschaft auszuschließen, hatte 
der Erblasser angeordnet, dass der 
Vorerbin jeweils nur der nach dem 
Sozialhilferecht anrechnungsfreie 
Betrag ausgezahlt wird. Dieser belief 
sich jährlich auf ca. 1.600 €.

Das Finanzamt setzte die Erbschaft-
steuer vom geerbten Vermögen auf 
96.000 € fest. Die Vorerbin wehrte 
sich hiergegen, weil sie aufgrund ih-
res Alters nur noch eine Lebenser-
wartung von 20 Jahren habe und ihr 
voraussichtlich nur insgesamt 32.000 € 
aus dem Erbe zufließen würden.

Nach Auffassung des Finanzgerichts 
erwarb die Vorerbin den gesamten 
Nachlass und schuldet daher auch 
die Erbschaftsteuer für diesen Er-
werb. Verfassungsrechtliche Beden-
ken gegen die Besteuerung des Er-
werbs eines Vorerben als Vollerben 
bestünden nicht.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Tipp: In diesem Fall hätte die Ein-
räumung eines Vermächtnisnieß-
brauchs vermutlich zu einer niedri-
geren Erbschaftsteuer geführt. Eine 

vorherige Beratung durch den Steu-
erberater ist deswegen zu empfeh-
len.

Höhe der Nachforderungs-
zinsen in 2013 ist  
verfassungsgemäß

Steuernachzahlungen sind 15 Mona-
te nach Ablauf des Kalenderjahrs, in 
dem sie entstanden sind, zu verzin-
sen. Der Zinssatz beträgt 0,5 % pro 
Monat, also 6 % pro Jahr (§§ 233a, 
238 AO). Vor dem Hintergrund des 
derzeit extrem niedrigen Zinsniveaus 
wurde eine Vielzahl von Klagen ge-
gen die Höhe des Zinssatzes erhoben.

Der Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
09.11.2017, III R 10/16, BFH/NV 
2018, S. 462) sieht in der nicht 
marktüblichen Höhe des Zinssatzes 
keinen Verstoß gegen den allgemei-
nen Gleichheitssatz des Grundge-
setzes (Art. 3 Abs. 1 GG), da bei al-
len Betroffenen der gleiche Zinssatz 
zugrunde gelegt wird. Auch ist die 
Höhe des Zinssatzes nicht unver-
hältnismäßig, weil sie innerhalb des 
gesetzgeberischen Gestaltungsspiel-
raums liegt. Einen Anspruch auf Er-
lass der Zinsen verneinte das Ge-
richt unabhängig von den Ursachen 
einer späten oder verzögerten Steu-
erfestsetzung.

Hinweis: Auch Steuererstattungen 
werden 15 Monate nach Ablauf des 
Kalenderjahrs, in dem sie entstan-
den sind, mit dem Zinssatz von 0,5 % 
pro Monat verzinst.

Keine unterschiedlichen 
Steuersätze bei einheitlicher 
Leistung

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH, Urt. v. 18.01.2018, C 
463/16, DStR 2018, S. 246) hat be-
stätigt, dass bei einer einheitlichen 
Leistung nur ein einziger Umsatz-
steuersatz zur Anwendung kommt. 
Maßgeblich ist der Steuersatz, der 
für die Hauptleistung anzuwenden 
ist. Dies gilt auch dann, wenn das 

Entgelt für die Hauptleistung und die 
Nebenleistung bestimmt werden 
können. Liegen hingegen getrennte 
Leistungen vor, ist auf jede Leistung 
der für sie geltende Umsatzsteuer-
satz anzuwenden, auch wenn ein 
Gesamtpreis vereinbart wurde.

Eine einheitliche Leistung liegt vor, 
wenn zwei oder mehr Einzelleistungen 
oder Handlungen eines Unterneh-
mers für den Kunden so eng mitein-
ander verbunden sind, dass sie ob-
jektiv eine einzige untrennbare wirt- 
schaftliche Leistung bilden, deren 
Aufspaltung wirklichkeitsfremd wäre.

Eine einheitliche Leistung liegt auch 
dann vor, wenn ein oder mehrere 
Teile als Hauptleistung, andere Teile 
aber als Nebenleistungen anzuse-
hen sind, die das steuerliche Schick-
sal der Hauptleistung teilen. Eine 
Leistung ist als Nebenleistung anzu-
sehen, wenn sie für den Kunden keinen 
eigenen Zweck, sondern lediglich das 
Mittel darstellt, um die Hauptleistung 
unter optimalen Bedingungen in An-
spruch zu nehmen.

Im entschiedenen Fall ermöglichte 
die Gesellschaft eines Mehrzweck-
gebäudekomplexes – bestehend aus 
einem Stadion mit den dazugehöri-
gen Einrichtungen –, das Stadion im 
Rahmen von entgeltlichen Besichti-
gungstouren zu besuchen und hier-
bei auch das im Komplex befindliche 
Museum zu besichtigen. In diesem 
Fall lagen eine Haupt- und eine Ne-
benleistung vor. Als einheitliche Leis-
tung war diese einem einheitlichen 
Steuersatz zu unterwerfen.

Rückwirkender Vorsteuer-
abzug bei Korrektur einer 
elektronischen Gutschrift 
in Papierform

Über eine umsatzsteuerbare Leistung 
kann durch vom leistenden Unterneh-
mer auszustellende Rechnung oder 
in bestimmten Fällen durch vom Leis-
tungsempfänger zu erstellende Gut-
schrift abgerechnet werden. In beiden 
Fällen müssen bestimmte Angaben 
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enthalten sein, um dem Leistungs-
empfänger den Vorsteuerabzug zu 
ermöglichen. Rechnungen und Gut-
schriften können in Papierform oder 
elektronisch erstellt werden.

Das Finanzgericht Baden-Württem-
berg (FG Baden Württemberg, Urt. v. 
24.05.2017, 1 K 605/17, (Rev. eingel., 
Az. BFH: V R 48/17), EFG 2018, S. 
244) hat entschieden, dass eine elek-
tronische Gutschrift, die nicht alle zum 
Vorsteuerabzug erforderlichen Anga-
ben enthält, auch in Papierform be-
richtigt werden kann. Die Berichtigung 
müsse nicht in der Form erfolgen, in 
der die unvollständige Abrechnung er-
stellt worden sei.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Angebliches Vortäuschen 
einer Arbeitsunfähigkeit

Die auf das Vortäuschen einer Ar-
beitsunfähigkeit gestützte fristlose 
Kündigung eines Arbeitnehmers, der 
seit 49 Jahren ohne Beanstandun-
gen für seinen Arbeitgeber tätig war, 
ist unwirksam. Bei einer so langen 
Betriebszugehörigkeit ist es dem Ar-
beitgeber zumutbar, zumindest bis 
zum Ablauf der ordentlichen Kündi-
gungsfrist an dem Arbeitsverhältnis 
festzuhalten (§ 626 Abs. 1 BGB). 
Eine hilfsweise erklärte ordentliche 
Kündigung ist unwirksam, wenn der 
Nachweis, dass der Arbeitnehmer 
seine Arbeitsunfähigkeit vorgetäuscht 
oder sich genesungswidrig verhalten 
hat, nicht geführt werden kann.

Dies hat das Landesarbeitsgericht 
Rheinland Pfalz (LAG Rheinland 
Pfalz, Urt. v. 13.07.2017, 5 Sa 49/17) 
im Fall eines langfristig beschäftig-
ten Werkzeugmachers entschieden, 
der am Knie operiert worden war und 
für die darauffolgenden Tage eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
eingereicht hatte. Sein Arbeitgeber 
misstraute ihm und beauftragte eine 
Detektei mit seiner Beobachtung. In-
folge des Berichts der Detektei, der 
Arbeitnehmer habe während seiner 
Krankschreibung in seinem neben-
gewerblich betriebenen Weinbaube-
trieb Tätigkeiten verrichtet, kündigte 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
fristlos, hilfsweise ordentlich.

Das Gericht erklärte die Kündigung 
für unverhältnismäßig. Der Bericht der 
Detektei sei zu vage, um den Nach-
weis eines vertragswidrigen Verhal-
tens des Arbeitnehmers zu führen.

Vorsteuerberichtigung bei 
Einstellung der steuer-
pflichtigen Tätigkeit bei 
einem ehemals gemischt 
genutzten Gebäude

Die in einer ordnungsgemäßen Rech-
nung ausgewiesene Vorsteuer ist nur 
abziehbar, wenn die Eingangsleis-
tung für umsatzsteuerpflichtige Um-
sätze verwendet wird. Die Vorsteuer-
abzugsberechtigung richtet sich nach 
der Verwendungsabsicht im Zeitpunkt 
der Eingangsleistung. Entspricht die 
spätere tatsächliche Verwendung nicht 
der ursprünglichen Verwendungsab-

sicht und ergibt sich hierdurch ein 
geringerer oder höherer Vorsteuer-
abzug, muss eine Berichtigung vor-
genommen werden.

Der Berichtigungszeitraum beträgt bei 
Grundstücken, grundstücksgleichen 
Rechten oder Gebäuden auf frem-
dem Grund und Boden zehn Jahre.

Das Finanzgericht Rheinland Pfalz (FG 
Rheinland-Pfalz, Urt. v. 13.06.2017, 3 K 
1111/16, (Rev. eingel., Az. BFH: V R 
61/17), EFG 2018, S. 338) hat ent-
schieden, dass eine Vorsteuerbe-
richtigung vorzunehmen sei, wenn in 
einem gemischt genutzten Gebäude 
die umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit 
eingestellt wird und sich dadurch die 
ursprünglichen Verwendungsverhält-
nisse geändert haben.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Hinweis: Die auf die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten eines Wirt-
schaftsguts entfallenden Vorsteuer-
beträge müssen mehr als 1.000 € 
betragen, damit die Berichtigungs-
vorschrift zur Anwendung kommen 
kann (§ 44 Abs. 1 UStDV).

Luxuswaren-Anbieter 
dürfen Verkauf über Online-
Plattformen verbieten

Ein Anbieter von Luxuswaren kann 
seinen autorisierten Händlern unter- 
sagen, die Waren über Drittplattformen 
wie Amazon oder eBay zu verkaufen, 
um dadurch das Luxusimage der 
Produkte sicherzustellen. Das hat der 
Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH, Urt. v. 06.12.2017, C-230/16, 
NJW 2018, S. 281) entschieden.

Voraussetzung ist, dass die Auswahl 
der Wiederverkäufer einheitlich und 
ohne Diskriminierung anhand objek-
tiver Gesichtspunkte qualitativer Art 
erfolgt. Dabei dürfen die festgeleg-
ten Kriterien das erforderliche Maß 
nicht überschreiten.
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Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH

7. Juni 2018 
BERGISCH GLADBACH: Fitness und Gesundheitsvorsorge für Unternehmer: Der Faktor Gesundheit für Unternehmen
Zu dem Thema Fitness und Gesundheitsvorsorge wurden ausgewiesene Experten eingeladen. Marc Linzenich, 
geschäftsführender Gesellschafter der Linzenich Fitnessgruppe, legt seinen Finger auf den Puls und zeigt prakti-
sche Möglichkeiten für mehr Fitness im Alltag. Der Bergisch Gladbacher Herzspezialist Georg Weyers begleitet 
mit seiner Kardiologie-Praxis am evangelischen Krankenhaus seit vielen Jahren Patienten und Sportler in 
Gesundheitsfragen. Das ist leider auch für Unternehmer relevant, denn sitzende Tätigkeiten und lange Arbeits-
tage erhöhen das Risiko für Herz-Kreislauferkrankungen.

Ein kurzweiliger Abend, wenngleich schon geäußerte Hoffnungen, die Herren könnten den Unternehmern „das 
ewige Leben“ vermitteln, sicherlich überzogen sind. Im Anschluss an die Vorträge gibt es die Möglichkeit zum 
Austausch und Netzwerken bei einem kleinen Imbiss.

13. Juni 2018 
KÖLN: DORNBACH SEMINARE: Aktuelle Brennpunkte bei der Umsatzsteuer 2018
Auch in diesem Jahr möchten wir Ihnen wieder die aktuellen Änderungen im Bereich der Umsatzsteuer näher-
bringen, die sich durch den Gesetzgeber, diverser Verlautbarungen der Finanzverwaltung und insbesondere 
durch die aktuelle Rechtsprechung ergeben haben. Von den Änderungen betroffen sind im Inland als auch im 
Ausland tätige Unternehmer. Der Referent, Herr Diplom-Finanzwirt Jürgen Serafini, Sachgebietsleiter für Groß- 
und Konzernbetriebsprüfung Bonn, Umsatzsteuerhauptsachgebiet, beschäftigt sich mit Fragestellungen im 
Praxisalltag der Finanzverwaltung. Neben der Vermittlung der Neuerungen, haben wir selbstverständlich auch 
wieder ausreichend Zeit für Ihre Fragen und Fachdiskussionen.

14. Juni 2018 
BERLIN: Recht und Steuern für Startups
Die Gründung eines Startups bringt eine Vielzahl von rechtlichen und steuerlichen Fragestellungen mit sich, die 
für den Erfolg eines Unternehmens von grundlegender Bedeutung sind. Doch gerade in diesem Bereich begeben 
sich Gründer häufig auf unbekanntes Terrain. In diesem Seminar erhalten Gründer und Startup-Mitarbeiter anhand 
praktischer Beispiele einen kompakten Überblick über die wichtigsten rechtlichen und steuerlichen Grundlagen.

22. Juni 2018 
KOBLENZ: münz Firmenlauf 2018
Als Hauptsponsor werden wir auch in diesem Jahr wieder mit an den Start gehen. Wir freuen uns auf Ihren Besuch!

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf und zur Anmeldung finden Sie auf unserer  
Homepage www.dornbach.de unter Aktuelles/Veranstaltungen oder Sie wenden sich direkt an 

Frau Lydia Schmitz, PR- und Marketing-Referentin  
Telefon: +49 261 94 31 - 438  •  Mail: lschmitz@dornbach.de


